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Sehr geehrte Frau Präsidentin


Sehr geehrte Damen und Herren








Gestützt auf die Beschlüsse des Büros im Hinblick auf die Plenarsitzung des Verfassungsrats vom 28. September 2001 unterbreitet Ihnen die Kommission 3 hiermit ihren Zwischenbericht, der für die Beratungen bestimmt ist. Der Bericht umfasst die Zeitspanne vom 16. Februar 2001 bis 31. Juli 2001. Die Thesen der Kommission 3 wurden bis jetzt nur in erster Lesung geprüft.











I.	Einleitung





Auftrag





Die Kommission 3 hatte den Auftrag, die Staatsaufgaben und die Fragen im Zusammenhang mit der Finanzordnung umfassend zu prüfen. Sie hatte zuerst etwas Mühe, das sehr breite Thema abzugrenzen, wollte sie doch Übergriffe in den Zuständigkeitsbereich anderer Kommissionen vermeiden. Die meisten Überschneidungen bestanden mit der Kommission 2.





Zunächst ist festzuhalten, dass der Auftrag der Kommission 3 sehr breit ist, so dass in einer Diskussion eine erste Übersicht geschaffen werden musste. Anschliessend musste die Kommission ihre Aufgabe abgrenzen und entscheiden, ob sie die Verfassungsgrundsätze ebenfalls behandeln wollte. Der breite Auftrag löste eine Diskussion über das Vorgehen und die allfällige Einsetzung von Subkommissionen für gewisse Themen oder Unterthemen aus. Die Mehrheit der Kommission entschied sich aber für die Arbeit im Plenum. Über die Einsetzung von Arbeitsgruppen für gewisse technische Fragen wurde ebenfalls diskutiert. Davon wurde aber schliesslich abgesehen, da die Kommission befürchtete, so doppelte Arbeit leisten zu müssen.





Um dem Auftrag besser gerecht zu werden, Doppelspurigkeiten zu vermeiden und effizient arbeiten zu können, wurde beschlossen, dass die Präsidentin sich regelmässig mit den anderen Kommissionspräsidenten trifft und dass Koordinationsprobleme an den Sitzungen der Präsidentenkonferenz besprochen werden. Die Kommission 3 kam bis jetzt mehrmals mit der Kommission 2 zusammen, und die Präsidentin traf sich einmal mit der Präsidentin der Kommission 1. Die Koordinationsprobleme wurden auch an den Sitzungen der Präsidentenkonferenz besprochen. Aus�serhalb der Sitzungen der Präsidentenkonferenz gab es jedoch mit Ausnahme der oben erwähnten Sitzungen keine direkten Kontakte zwischen der Präsidentin der Kommission 3 und den übrigen Kommissionspräsidenten.





Nach einem wegen des komplexen Auftrags etwas harzigen Anfang nahm die Kommission ihre Arbeit richtig in Angriff. Trotz intensiver Arbeit bleibt aber immer noch viel zu tun (vgl. Kap. III). Um die verschiedenen Aspekte ihres Auftrags besser zu erfassen und ihnen möglichst gerecht zu werden, beschloss die Kommission, Fachleute aus verschiedenen Bereichen beizuziehen. Die Kommission hörte Sachverständige aus den Gebieten ihres Zuständigkeitsbereichs an und wird diese Hearings weiterführen. 





Den Anfang machte der Verfassungsrechtler Herr Prof. Hänni, der die Kommission über die allgemeinen Verfassungsgrundsätze informierte, bei denen die Kommission sich fragte, wie sie in die neue Verfassung integriert werden können. Herr Prof. Hänni sprach von der Rolle des Staats und seinen Aufgaben sowie von den Verfassungsgrundsätzen. Des Weiteren hörte die Kommission Frau Marie Garnier an, die ein Referat über die nachhaltige Entwicklung und die Grundsätze der Nachhaltigkeit hielt. Das dritte Referat war mehr politischer Natur: Frau Raymonde Favre und Herr André Philipona, Präsidentin bzw. alt Präsident des Freiburger Gemeindeverbandes, informierten die Kommission über die Probleme bei den Beziehungen zwischen dem Staat und den Gemeinden. 





Ausserdem hörten die Präsidentin und einige Mitglieder der Kommission verschiedene Referate, die in anderen Kommissionen gehalten wurden. Die Präsidentin besuchte beispielsweise folgende Referate: das Referat von zwei Mitgliedern des Waadtländer Verfassungsrats, Frau Amstein und Herrn Nordmann, über die Erfahrungen des Kantons Waadt mit den Sozialrechten und den Staatsauf�gaben, ein Referat von Frau Béatrice Despland über die Sozialrechte und ein Referat von Herrn Prof. Andreas Auer über die verfassungsmässigen Beziehungen zwischen Staat und Bürger sowie unter Privaten ("Horizontalwirkung der Grundrechte"). Des Weiteren nahmen die Präsidentin und mehrere Kommissionsmitglieder an verschiedenen Veranstaltungen teil, z.B. zur Sprachenfrage und im Rahmen der Gruppe Frauen-Di@log und anderer Institutionen (z.B. Stiftung Zukunftsrat).








Sitzungen der Kommission





Die Kommission beschloss, pro Monat zwei halb- oder ganztägige Sitzungen durchzuführen. Sie hielt es auch für sinnvoll, ihre Sitzungen in allen Bezirken abzuhalten, um die Präsenz des Verfassungsrats im ganzen Kanton zu markieren und allen Bezirken die gleiche Aufmerksamkeit zu schenken. Die Kommission tagte daher im Saanebezirk (Freiburg und Villars-sur-Glâne), im Greyerzbezirk (Humilimont), im Glanebezirk (Romont) und im Seebezirk (Kerzers). Die nächsten Sitzungen finden im Broyebezirk (St-Aubin), im Sensebezirk (Tafers) und im Vivisbachbezirk (Châtel-St-Denis) statt, womit sie sämtliche sieben Bezirke besucht hätte. Dabei nutzt sie jeweils die Gelegenheit, wenn möglich mit den örtlichen Behörden zusammenzukommen, und macht sich auch mit der Gegend und ihren Besonderheiten bekannt. Sie besuchte z.B. das "Musée suisse du Vitrail" in Romont, und anlässlich der Sitzung in Humilimont tagte sie in den Räumlichkeiten des Pflegeheims und ass in der Stiftung Bellevue zu Mittag.








Koordination mit den anderen Kommissionen





Was die Koordination mit den anderen Kommissionen anbelangt, bemühte sich die Kommission, sich genau an den allgemeinen Rahmen ihres Auftrags zu halten, obwohl die Meinungen in Bezug auf die Frage, was alles darunter fällt, auseinandergehen. Es zeigte sich jedoch schon in der ersten Sitzung, dass die Themen der Kommission 3 nur schwer von jenen der übrigen Kommissionen, insbesondere der Kommission 2, abzugrenzen sind. Dies gilt vor allem für die Sozialrechte. Die Erfahrungen der Waadtländer bestätigten die Mitglieder der Kommission 3 in ihrer Befürchtung, dass die beiden Kommissionen dieselbe Problematik behandeln.





Um dieses Risiko möglichst zu umgehen, schlugen die beiden Präsidenten ihren Kommissionen vor, gewisse Themen gemeinsam zu behandeln. Die Mitglieder der Kommission 2 waren dafür, diejenigen der Kommission 3 dagegen. Die Mehrheit befürchtete nämlich, dass in diesem Fall dieselben Themen zweimal diskutiert würden. Schliesslich erklärte sich die Kommission 3 aber doch bereit, zwei Themen gemeinsam zu behandeln, bei denen sich keine klare Grenze zwischen den Kompetenzen der beiden Kommissionen ziehen liess und die nicht klar einer der beiden Kommissionen zugewiesen werden konnten: Erziehung und Bildung sowie Armutsbekämpfung. Beide Themen werden erst nach Erscheinen des Zwischenberichts behandelt und hier deshalb nicht erwähnt.





Wie jedoch die Protokolle der anderen Kommissionen und die Diskussionen mit den Kommissionen 2 und 1 zeigen, scheinen Doppelspurigkeiten trotz aller Vorsichtsmassnahmen unvermeidbar zu sein, da gewisse Themen manchmal unter dem gleichen Gesichtspunkt und manchmal unter einem etwas anderen Gesichtspunkt behandelt werden.





Die knappe Zeit und die häufigen Sitzungen der Kommissionen erschweren eine echte Koordination ebenfalls. Es ist deshalb zu befürchten, dass sich die Beratungen des Verfassungsrats im Plenum wegen der verschiedenen Versionen der einzelnen Kommissionen zu besonderen Themen etwas in die Länge ziehen werden. Hier kommt der Redaktionskommission eine wichtige Aufgabe zu, sofern sich die Thesen mehrerer Kommissionen nicht völlig widersprechen.











II.	Bis jetzt verabschiedete Thesen





1.	Liste der gewählten Themen





Die Kommission erstellte zuerst eine Liste der zu behandelnden Themen (siehe weiter unten). Danach beschloss sie, gewisse Verfassungsgrundsätze, vor allem Subsidiarität, Nachhaltigkeit, "Service public" und Verfassungsmässigkeit, in der Verfassung zu erwähnen. Auf die Grundsätze wird in Ziffer 2 eingegangen.





In Bezug auf die Staatsaufgaben hielt die Kommission die folgenden Handlungsbereiche des Staats fest, die in vier Kategorien unterteilt werden können:





Massnahmen zugunsten des Individuums: Sozialhilfe und soziale Sicherheit, Mutterschaftsversicherung, Bekämpfung der Armut, öffentliches Gesundheitswesen, Massnahmen zugunsten von Betagten, Behinderten und Abhängigen, Massnahmen zugunsten von Arbeitslosen und Ausgegrenzten, Massnahmen zugunsten von Kindern und Familien; Ausbildung und Forschung; Menschenwürde; persönliche Freiheit; Gleichstellung von Frau und Mann; Kultur;





Massnahmen im Zusammenhang mit Natur und Umwelt: Land- und Waldwirtschaft, Umwelt, Abfälle, Natur, Raumordnung, Verkehr, Energie, Kommunikationsmittel;





Tätigkeit des Staats und der Gemeinden: Beziehungen Staat/Gemeinden/Bezirke, Agglomeration; Beziehungen zwischen den Gemeinden und mit der ausländischen Bevölkerung;





Massnahmen im Bereich Finanzen: Steuerwesen und Bemessungsgrundlage, finanzielle Ressourcen, familienfreundliche Besteuerung, Finanzausgleich, wirtschaftliche Entwicklung, Schutz der Vermögenswerte, Vermögensbegriff usw.





Diese Aufgaben werden nachfolgend unter Ziffer 3 themenweise ausführlich behandelt.








2.	Berücksichtigte Grundsätze





2.1	Ausarbeitung eines Aufgabenkatalogs für den Staat





Bei einem Vergleich mit anderen Kantonsverfassungen stellte die Kommission drei Möglichkeiten für eine Umschreibung des staatlichen Aufgabenkatalogs fest. In den verschiedenen geltenden Verfassungen sind folgende Varianten zu finden: die zwei extremen Varianten, d.h. das Tessiner Modell (keine Aufzählung der Staatsaufgaben) und das Berner Modell (nahezu erschöpfende Aufzählung der Staatsaufgaben in 23 Artikeln und Bezeichnung des für die Erfüllung der Aufgabe verantwortlichen Organs) sowie das Neuenburger Modell (kurze Aufzählung der Aufgaben in einem Artikel), die irgendwo dazwischen liegt. Die Kommission hat sich für ein "freiburgisches" System entschieden.





Sie beschloss folgende Thesen:


Die Kommission ist für die Einführung eines staatlichen Aufgabenkatalogs.


Die Kommission befürwortet einen nicht allzu ausführlichen Katalog (erweitertes Neuenburger Modell).


Die Kommission schlägt vor, im Kapitel "Staatsaufgaben" eine "Einleitung" im Sinne von Artikel 5 Abs. 1 KV NE vorzusehen ("Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und in Ergänzung zur Initiative und Verantwortung der übrigen Gemeinwesen und der Privatpersonen nehmen Staat und Gemeinden die ihnen durch das Gesetz übertragenen Aufgaben wahr"), wobei zu präzisieren ist, dass der Staat die Bürgerinnen und Bürgern zu selbstverantwortlichem Verhalten ermuntert und nur subsidiär aktiv wird.


Aufgrund des Referats von Herrn Prof. Hänni kam die Kommission zum Schluss, dass es aus Gründen der Transparenz sinnvoll ist, die Aufgaben des Staats aufzuzählen. Sie entschied sich aber für eine flexible Lösung, um die Aufgaben nicht erschöpfend aufzählen zu müssen und den Staat nicht "auf immer und ewig" zu binden, es sei denn, die Verfassung wird geändert.


Die freiburgische Lösung sieht Spezialbestimmungen mit den Aufgaben des Staats in den verschiedenen Bereichen vor. Das Handeln des Staats ist aber nicht als Eingriff, sondern vielmehr als Ergänzung zu verstehen. Die Kommission spricht sich daher für eine Einleitung im Kapitel über die Staatsaufgaben aus, in der festgehalten werden soll, dass die Tätigkeit oder die Aufgaben des Staats die Privatinitiative ergänzen und so die Eigenverantwortlichkeit garantieren sollen. Die Einleitung wird danach ausgeführt (siehe weiter unten) und wird somit zu einer Art Leitfaden der Staatsaufgaben. Nach Ansicht der Kommission kann man sich mit einer solchen Einleitung auf das Wesentliche beschränken und die Staatsaufgaben definieren, ohne sie erschöpfend aufzählen zu müssen. Die Einleitung soll auch den Rahmen der staatlichen Tätigkeit umschreiben.


Das von der Kommission beschlossene Subsidiaritätsprinzip bedeutet, dass der Staat es in erster Linie den Bürgerinnen und Bürgern überlassen soll, in einem bestimmten Bereich aktiv zu werden. Die Kommissionsmitglieder sind sich jedoch bewusst, dass es Bereiche gibt, in denen staatliches Handeln unabdingbar ist und der Eigenverantwortung vorgeht (z.B. Bildung).


Die Kommission hat während der Beratungen die Wichtigkeit der Einleitung hervorgehoben, die mit einem allgemeinen Absatz und anderen Absätzen zu spezifischeren Themen vor allem Referenzcharakter hat. Die Einleitung wurde entsprechend den im Laufe der Diskussionen behandelten Themen ergänzt, wenn die Kommission es für notwendig hielt, den in der Einleitung enthaltenen Gedanken zu verdeutlichen (vgl. z.B. S. 14, Ziff. 3.6 zur Stellung des Einzelnen und den Sozialrechten beim Verweis auf die Menschenwürde).


Die Einleitung wird gegebenenfalls noch ergänzt, wenn die in Kapitel III aufgeführten, noch offenen Themen der Kommission behandelt werden.


Die Einleitung umfasst folgende Thesen, die in erster Lesung beschlossen wurden.





Allgemeiner Absatz


"Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und in Ergänzung zur Initiative und Verantwortung der übrigen Gemeinwesen und der Privatpersonen nehmen Staat und Gemeinden die ihnen durch das Gesetz übertragenen Aufgaben wahr." (System NE)


Besonderheiten


Prinzip der Subsidiarität und der Komplementarität: Der Staat ermuntert die Bürgerinnen und Bürger zu selbstverantwortlichem Handeln und wird lediglich subsidiär aktiv.


Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und im Fall von Interessenkonflikten geben Staat und Gemeinden den Interessen der künftigen Generationen den Vorrang, wobei sie für wirtschaftliche Effizienz, ökologische Verantwortung und soziale Solidarität sorgen.


Allgemeine Grundsätze: Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben handeln Staat und Gemeinden nach dem Billigkeitsgrundsatz. Sie informieren nach dem Grundsatz der Transparenz über ihre Tätigkeit.


Die Kommission beschliesst, in der Einleitung zu den Staatsaufgaben einen Verweis auf die Menschenwürde und andere philosophische Aspekte vorzusehen.


Die Aufteilung der öffentlichen Aufgaben zwischen Staat und Gemeinden hat den Interessen des Einzelnen und der betroffenen Gemeinschaften sowie dem Bedürfnis nach einem bürgernahen, qualitativ hochstehenden und ökonomisch effizienten Dienst Rechnung zu tragen.


�
�






2.2	Der Verfassungsvorbehalt


Neben der Diskussion über die Staatsaufgaben musste die Kommission auch die Frage des "Verfassungsvorbehalts" prüfen. Sofern die Verfassung einen Aufgabenkatalog enthält, darf der Staat bei einem solchen Vorbehalt nur tätig werden, wenn für eine bestimmte Aufgabe eine Verfassungsgrundlage besteht. Umfasst die Verfassung einen Verfassungsvorbehalt, so kann der Gesetzgeber also keine neue Staatsaufgabe beschliessen, ohne dass zuerst die Verfassung geändert wird. Nur wenige Kantone kennen den Verfassungsvorbehalt (z.B. Basel-Stadt). Die Bundesverfassung enthält den Grundsatz, doch beschränkt sich dieser in der Praxis auf die Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen.


Die Kommission hat schliesslich davon abgesehen, für die freiburgische Verfassung einen Verfassungsvorbehalt vorzuschlagen, um die Tätigkeit des Staats nicht zu lähmen und es ihm zu ermöglichen, der Entwicklung in sämtlichen Bereichen zu folgen.


Sie verabschiedete deshalb folgende These:


Die Kommission ist gegen die Einführung eines Verfassungsvorbehalts.








2.3	Die Horizontalwirkung (oder Drittwirkung) der Grundrechte





Die Kommission diskutierte auch darüber, ob den Grundrechten eine Horizontal- oder Drittwirkung ("effet médiat" (mittelbare Wirkung) in der Waadtländer Terminologie) zugestanden werden soll. Der Begriff der Horizontalwirkung ist eine von verschiedenen Verfassungsrechtlern entwickelte moderne These. Sie besagt, dass die Verfassungsnormen so wichtig sind, dass sie nicht nur zwischen Staat und Bürger, sondern auch für die Beziehungen zwischen Privaten gelten sollten.





Gemäss den heutigen verfassungsrechtlichen Grundsätzen regelt die Verfassung das Verhältnis zwischen dem Staat und den Bürgerinnen und Bürgern. Dabei handelt es sich um eine sogenannte "vertikale" Wirkung. Die Bürgerinnen und Bürger können ihre Grundrechte gegenüber dem Staat direkt geltend machen, da dieser über die Mittel verfügt, eine Freiheit einzuschränken oder ein Grundrecht zu verletzen.





Laut der herrschenden Lehre (Auer gehört nicht dazu) sollte sich die direkte Wirkung der durch die Verfassung gewährleisteten Grundrechte nicht nur gegenüber dem Staat entfalten, sondern auch auf die Beziehungen zwischen Privaten erstrecken. Dies würde beispielsweise heissen, dass Private bei privatrechtlichen Beziehungen keine Willkür anwenden dürften oder dass eine Person ihren Anspruch auf Information, der mit dem gleichen Anspruch einer anderen Person in Konflikt geraten kann, geltend machen könnte, ohne dass letztere sich grundsätzlich dagegen zur Wehr setzen kann. Es gibt einige Kantonsverfassungen (TG, GL, AG), welche die direkte Wirkung bei Beziehungen unter Privaten vorsehen, was aber nicht bedeutet, dass die Rechte einer Person denjenigen einer anderen Person vorgehen, dies vor allem wegen des Schutzes der Privatsphäre und der Unmöglichkeit, die strikte Einhaltung dieser Bestimmung zu garantieren. Auf der anderen Seite steht der direkten Wirkung unter Privaten der Schutz des individuellen Rechts aller entgehen: Das Recht eines Journalisten auf die freie Gestaltung seiner Artikel steht dem Recht des Einzelnen entgegen, seine Privatsphäre zu schützen und zu verhindern, dass alle seine Handlungen, die unter die persönliche Freiheit fallen, in der Öffentlichkeit ausgebreitet werden. Andererseits ist es praktisch unmöglich, die Bürgerinnen und Bürger daran zu hindern, willkürlich zu handeln: Es steht ihnen frei, den Unternehmer ihrer Wahl mit dem Bau ihres Hauses zu beauftragen oder ihre Einkäufe im Geschäft ihrer Wahl zu tätigen usw., was der Staat dagegen nicht darf (vgl. z.B. das Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen).





Hier ist eine Ausnahme in der Bundesverfassung zu erwähnen, die einem Grundrecht direkte Wirkung zugesteht: in Bezug auf die Gleichbehandlung von Frau und Mann und den Grundsatz "gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit" (Art. 8 Abs. 3 BV). Dieser Anspruch kann direkt gegenüber einem öffentlichen und privaten Arbeitgeber geltend gemacht werden.





Die Kommission hat sich schliesslich für die folgende These entschieden:





Die Kommission beschloss, keine allgemeine Horizontalwirkung der Grundrechte vorzusehen, d.h., die in der Verfassung garantierten Grundrechte können nicht in den Beziehungen zwischen Privaten geltend gemacht werden. Sie will von Fall zu Fall zu prüfen, ob eine Horizontalwirkung eingeführt werden kann, und das in Artikel 8 Abs. 3 in fine BV enthaltene Recht (gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit) auf kantonaler Ebene bestätigen.








2.4	Weitere Grundsätze





Die Kommission hat sich des Weiteren für den Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung ausgesprochen. Gemäss diesem wichtigen Prinzip muss der Staat in allen Bereichen, in denen er aktiv ist, nicht den unmittelbaren Bedürfnissen Rechnung tragen, sondern auf die Anliegen der künftigen Generationen Rücksicht nehmen. Der Staat muss also so handeln, dass er auch den Bedürfnissen der künftigen Bevölkerung gerecht wird und sie langfristig gewährleisten kann.





Die Kommission hat sich für die geläufige Definition der nachhaltigen Entwicklung entschieden, d.h. "ein langfristiges Gleichgewicht zwischen Wirtschaft, ökologischer Verantwortung und sozialer Solidarität". Ihrer Meinung nach ist dieser Begriff so wichtig, dass er in einer Bestimmung der Einleitung verankert und gegebenenfalls auch in den besonderen Bestimmungen erwähnt werden sollte.





Die Kommission 3 verabschiedete folgende These:





Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und im Fall von Interessenkonflikten geben Staat und Gemeinden den Interessen der künftigen Generationen den Vorrang, wobei sie für wirtschaftliche Effizienz, ökologische Verantwortung und soziale Solidarität sorgen.





Die Kommission diskutierte auch darüber, ob der Begriff "Service public" in den Grundsätzen des staatlichen Handelns verankert werden soll. Der Staat muss seine allgemeine Politik nach dem Grundsatz des "Service public" ausrichten, um den sozialen Frieden zu garantieren. Der Begriff war in der Kommission sehr umstritten, und sie beschloss schliesslich mit 8 zu 6 Stimmen, den "Service public" nicht als Grundlage staatlichen Handelns zu erwähnen.





Im Laufe der späteren Diskussionen wurde sich die Kommission jedoch bewusst, dass es zu einem Missverständnis in Bezug auf die Bedeutung des Begriffs "Service public" gekommen war, obwohl grundsätzlich Übereinstimmung in Bezug auf diesen Begriff herrschte, der in verschiedenen Thesen der Kommission enthalten ist. Die Kommission beschloss deshalb, darauf zurückzukommen und die Diskussion in zweiter Lesung weiterzuführen.








3.	Die Thesen in Bezug auf die Staatsaufgaben





3.1	Allgemeiner Grundsatz





Die Kommission hat beschlossen, von der allgemein gefassten Einleitung abgesehen nicht dem Beispiel der Neuenburger Verfassung zu folgen und die Staatsaufgaben in einem allgemeinen Artikel festzuschreiben, sondern für jede Aufgabe einen eigenen Artikel vorzusehen. Bei der Aufzählung der Staatsaufgaben will die Kommission aber trotzdem allgemein bleiben, um den Handlungsspielraum des Gesetzgebers nicht allzu stark einzuschränken und damit die Verfassung nicht ständig geändert werden muss.





Als allgemeines Prinzip verabschiedet die Kommission folgende These:





Jede Staatsaufgabe wird gesondert in einem Artikel aufgeführt. Es gibt keinen allgemeinen Artikel, in dem alle Aufgaben aufgezählt werden.





Die Kommission diskutierte lange darüber, ob auf Französisch der Ausdruck "tâches de l'Etat" oder "missions de l'Etat" verwendet werden soll. Sie hat sich schliesslich mehr oder weniger für den offiziellen Begriff "tâches" entschieden, überlässt es aber der Redaktionskommission, dieses Problem zu lösen. Einige Mitglieder wiesen darauf hin, dass das Wort "tâche" technischer sei und den allgemeinen Gedanken des staatlichen Handelns nicht genügend wiedergebe, während der Begriff "mission" die edle Rolle des Staats besser umschreibe. Dieser Meinung hielten andere Kommissionsmitglieder entgegen, dass der Begriff "mission" einen gewissen Abstraktionsgrad aufweise, der von der Mehrheit der Leserinnen und Leser der Verfassung nicht richtig verstanden würde�.








3.2	Schutz der persönlichen Freiheit – öffentliche Ordnung und Sicherheit





Obwohl die Kommission sich bewusst ist, dass die persönliche Freiheit eingeschränkt werden kann, beschloss sie, darauf zu verweisen, wobei es natürlich Sache des Staats ist, für die Wahrung der persönlichen Freiheit zu sorgen. Andererseits verfügt der Staat über das Gewaltmonopol. Dies bedeutet, dass der Staat für die Erhaltung und Sicherheit der öffentlichen Ordnung sorgt. Die Kommission nahm folgende These an:





Der Staat (i.w.S.) sorgt für die öffentliche Ordnung und Sicherheit, einschliesslich den Schutz der Freiheit der Bürgerinnen und Bürger. Das Gewaltmonopol liegt beim Staat.





Der Begriff "Staat" ist in einem weiten Sinn zu verstehen. Es handelt sich um öffentliche Gemeinwesen, d.h. Kanton und Gemeinden.








3.3	Umwelt





Das Thema Umwelt löste in der Kommission eine lebhafte Diskussion aus, die sich vor allem um die Frage drehte, was unbedingt unter diesen Begriff fallen muss. Die Verantwortung des Kantons gegenüber gewissen Formen von Umweltbeeinträchtigungen wurde aufgeworfen (z.B. Gentechnologie, Kernenergie), obwohl der Handlungsspielraum der Kantone diesbezüglich natürlich sehr klein ist.





Der Staat muss nicht nur der natürlichen Umwelt und der Tier- und Pflanzenwelt besondere Aufmerksamkeit schenken, alle Formen von schädlichen Einwirkungen bekämpfen und die erneuerbaren Energien schützen, sondern auch das Verursacherprinzip anwenden. Um die Umwelt zu schützen, muss der Staat auch dafür sorgen, dass der Schutz gegen die Auswirkungen der Gentechnik gewährleistet ist.





Die Kommission verabschiedete in diesem Bereich folgende These:





Der Staat muss die natürliche Umwelt schützen, alle Formen von Verschmutzung oder schädlichen Einwirkungen bekämpfen und die Vielfalt der Tier- und Pflanzenwelt sowie deren natürliche Lebensräume schützen. Er fördert die Nutzung und Entwicklung erneuerbarer Energien.


Zu diesen Aufgaben könnte gegebenenfalls das Verursacherprinzip und der Schutz vor möglichen Gefahren gentechnischer Verfahren und Produkte hinzugefügt werden.





Bei den erneuerbaren Energien diskutierte die Kommission über die Frage der Regalrechte, d.h., der Kanton regelt die Nutzung von Rohstoffen wie Kiesgruben, Boden usw. und beauftragt zu diesem Zweck Private. Die entsprechenden Normen können in der Verfassung verankert werden, wenn sie unter das Regalrecht fallen (vgl. Art. 52 KV BE). Die Kommission konnte diesbezüglich noch keinen Beschluss fassen. Sie führt die Diskussion weiter, sobald ihr das Sekretariat eine Liste der exklusiven Regalrechte des Kantons vorgelegt hat.





Die Kommission beschloss, einigen erneuerbaren Energien, die sie für besonders wichtig erachtet, eine Sonderstellung in der Verfassung einzuräumen. Hier geht es in erster Linie um das Wasser. Die Kommission spricht sich für die folgende These aus:





Das Wasser und die natürlichen Ressourcen bleiben Aufgaben des Staats. Der Staat sichert die Wasserversorgung.





Die zweite These betrifft die Kernenergie. Die Kommission diskutierte darüber, ob sie dem Beispiel der Genfer Verfassung (Art. 160 Abs. 5) folgen und im Kapitel über die Staatsaufgaben einen besonderen Vorbehalt vorsehen sollte, der es dem Kanton Freiburg ermöglichen würde, gegenüber der Kernenergie eine zurückhaltende Haltung einzunehmen. Die Kommission ist sich zwar bewusst, dass der Kanton diesbezüglich keinen grossen Handlungsspielraum hat, da die Kernenergie unter das Bundesrecht und in die alleinige Zuständigkeit des Bundes fällt, doch sollte die Verfassung das Problem ihrer Meinung nach trotzdem erwähnen. Die verabschiedete These lautet daher wie folgt:





Im Umgang mit der Kernenergie hat sich der Staat vorsichtig und zurückhaltend zu verhalten.





Diese Bestimmung sollte es den Kantonsbehörden insbesondere ermöglichen, sich gegen die Entwicklung der Kernenergie zur Wehr zu setzen, beispielsweise wenn der Bund diesbezüglich eine Vernehmlassung durchführt.





Ein weiterer wichtiger Punkt ist das Holz, über das ausgiebig diskutiert wurde. Holz ist eine erneuerbare Energie, doch der Wald hat auch eine Wohlfahrts-, Schutz- und Erholungsfunktion. Daher muss sowohl dem Holz als auch dem Wald Platz in der freiburgischen Verfassung eingeräumt werden.





Das Holz hat unbestreitbare ökologische Vorteile, vor allem weil es sich jedes Jahr durch die Sonnenenergie erneuert und weil mit seiner Nutzung der Wald verjüngt und zu ökologischen Zwecken genutzt werden kann. Zudem verschmutzt Holz die Umwelt nicht und erfordert auch nicht viele Transportmittel. Es gibt mehr als genug Holz, um die Bedürfnisse der bestehenden Anlagen zu decken.





Die Kommission verabschiedete diesbezüglich folgende These:





Der Staat fördert die Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere die Holznutzung.





Was den Wald und die Forstwirtschaft anbelangt, unterstrich die Kommission die Bedeutung des Waldes für den Kanton (der Wald bedeckt ein Viertel des Kantonsgebiets), seine Nutzfunktion als Holzlieferant, seine Schutzfunktion gegenüber Naturgefahren, seine Wohlfahrtsfunktion als Erholungsraum für die Bevölkerung, seine Funktion als touristische Ressource und als Lebensraum für Fauna und Flora. Die Kommission entschied sich für die folgende These:





Der Staat gewährleistet die Erhaltung des Waldes in seiner Schutz-, Nutz- und Wohlfahrtsfunktion.





Gleichzeitig ging die Kommission auch auf die Situation der Landwirtschaft ein, die für sie gleich wichtig ist wie die Waldwirtschaft. Sie beschloss, dass die These in Bezug auf die Förderung der Waldwirtschaft auch auf die gleichberechtigte Landwirtschaft Anwendung finden sollte.





Die verabschiedete These lautet wie folgt:





Der Staat fördert und unterstützt die Landwirtschaft in ihrer Schutz-, Nutz- und Wohlfahrtsfunktion.








3.4	Raum- und Bauordnung





Bei der Raumplanung unterstrich die Kommission die wichtige Aufgabe des Staats, den Erholungsraum der ganzen Bevölkerung zugänglich zu machen. Obwohl es nicht möglich ist, dieses Problem in der Verfassung ausführlich zu regeln, sollte nach Meinung der Kommission unbedingt festgehalten werden, dass der Zugang zum Erholungsraum gewährleistet werden muss.





Der Staat hat auch dafür zu sorgen, dass der Boden haushälterisch genutzt wird. Bei der Besiedlung des Landes muss die Raumknappheit berücksichtigt werden, und der Staat muss den Boden vor Beeinträchtigungen und anderen schädlichen Einwirkungen infolge einer missbräuchlichen oder unverhältnismässigen Nutzung schützen.





Die Kommission wählte die folgende These:





Der Staat stellt eine haushälterische Nutzung des Bodens, eine geordnete Besiedlung des Landes und die Erhaltung von natürlichem Erholungsraum sicher.





Diese allgemeine Bestimmung genügt, um die Bedeutung einer angemessene Bodennutzung in Erinnerung zu rufen. Die Modalitäten werden anschliessend im Gesetz festgelegt.








3.5	Verkehr und Kommunikation





Die Kommission wies auf die Wichtigkeit staatlichen Handelns im Bereich des Verkehrs hin. Der Staat muss insbesondere eine ökologische und zweckmässige Verkehrspolitik betreiben, die die Bedürfnisse aller Benutzerinnen und Benutzer und der Randregionen berücksichtigt. Der Kanton und die Gemeinden müssen auch im Hinblick auf die Entwicklung einer koordinierten Verkehrspolitik zusammenarbeiten. Der öffentliche Verkehr ist zu fördern, beispielsweise mit Anreizen für die Bevölkerung (einige Gemeinden stellen der Bevölkerung Generalabonnements zu einem äusserst günstigen Preis zur Verfügung, damit sie vermehrt auf den öffentlichen Verkehr umsteigen). 





Nach Ansicht der Kommission muss der Staat zudem die Sicherheit im Verkehr gewährleisten, wobei die entsprechenden Massnahmen unter die Staatsaufgaben fallen.





Die Kommission ist nach einer kurzen Diskussion zum Schluss gekommen, dass die Kommunikation nicht in die Zuständigkeit der Kantone, sondern des Bundes fällt. Es ist also nicht Sache des Kantons, die Probleme im Zusammenhang mit dem leichten Zugang zu den Kommunikationsmitteln und Telekommunikationseinrichtungen in der Verfassung zu regeln. Die Kommission hat diesbezüglich deshalb keine These vorgesehen.





Zum Verkehr hat die Kommission die sechs folgenden Thesen beschlossen:





1. Der Staat koordiniert (u.a. mittels Tarifverbund) die Verkehrs- und Kommunikationspolitik).


2. Er berücksichtigt die Verkehrs- und Raumkonzepte der Städte.


3. Er berücksichtigt die Bedürfnisse aller Benutzerinnen und Benutzer, insbesondere diejenigen der Randregionen.


4. Er fördert den öffentlichen Verkehr.


5. Er berücksichtigt die Bedürfnisse des nicht motorisierten Verkehrs.


6. Er sorgt für die notwendigen Sicherheitsmassnahmen.








3.6	Stellung des Einzelnen und Sozialrechte





Nach einer langen Diskussion über die Frage, ob dieses Thema überhaupt in die Zuständigkeit der Kommission 3 und nicht eher in diejenige der Kommission 2 fällt, anerkannte die Kommission 3, dass gewisse Aspekte tatsächlich in das Gebiet der Staatsaufgaben gehören und dass sie sich darauf beschränken muss, sie aufzulisten. 





Die Hauptfrage betrifft die Menschenwürde und die diesbezüglichen Grenzen der staatlichen Befugnisse. In dieses Kapitel gehört auch die Frage der Ausgrenzung. Der Staat hat die Aufgabe, Massnahmen zur Verhinderung der Ausgrenzung zu ergreifen, sei es für Behinderte, Randgruppen, Ausländerinnen und Ausländer, sozial schlecht integrierte oder andere Personen. Die Kommission sieht hier zahlreiche Schwierigkeiten, vor allem die Weigerung gewisser Menschen, sich in ein System zu integrieren und der Norm entsprechend zu verhalten. Man muss auch aufpassen, dass man nicht zu weit geht und die Bürgerinnen und Bürger in der freien Wahl ihrer Lebensform behindert.





Die Kommission kam zum Schluss, dass ein Verweis auf die Menschenwürde in der Verfassung wichtig ist. Sie schlägt vor, die Einleitung vor der Aufzählung der Staatsaufgaben mit einem Hinweis auf die Menschenwürde zu ergänzen.





Deshalb wurde folgende These verabschiedet:





Die Kommission beschliesst, in der Einleitung zu den Staatsaufgaben einen Hinweis auf die Menschenwürde und die übrigen philosophischen Aspekte vorzusehen.





Die Kommission führte ausserdem eine breite Diskussion über die humanitäre Hilfe und die interkantonale und internationale Zusammenarbeit, wobei sie sich fragte, ob sie dazu eine These vorschlagen sollte. In der Debatte zeichneten sich verschiedene Meinungen ab. Die Kommission ist aber noch zu keinem Schluss gekommen.





Eine weitere Diskussion betraf die Familie. Die Kommission befasste sich vor allem mit der Familienpolitik oder einer koordinierten Politik zugunsten der Familien, verzichtete aber im Gegensatz zur Kommission 2 darauf, den Begriff der Familie zu definieren.





Die Kommission erachtet es insbesondere für wichtig, dass der Staat die Familie und ihre Bedürfnisse bei allen seinen Tätigkeiten berücksichtigt. Es geht vor allem darum, die grundlegende Rolle der Familie in ihrer Vielfalt anzuerkennen, aber auch darum, die Mittel für eine echte Politik zur Förderung der Familien vorzusehen. In diesem Rahmen kann nach dem Beispiel der Waadtländer Verfassung eine Unterstützung der Kinder, der Jugendlichen und der abhängigen Personen vorgesehen werden. Die Kinderpolitik erfolgt durch die Unterstützung paraschulischer Betreuungseinrichtungen.





Die Kommission behandelte auch die Frage der Familienzulagen. Neben dem finanziellen Aspekt, den die Kommission nicht vernachlässigen wollte, sprach sie sich für die These "ein Kind = eine Zulage" aus. Diese These wird auch von der Kommission 2 befürwortet. Die Verfassung muss einen allgemeinen Grundsatz vorsehen, wonach jedes Kind unabhängig davon, ob die Eltern Arbeitnehmer sind oder nicht, Anrecht auf eine Zulage gibt. Dadurch sollen die Geburten gefördert werden. Bisher haben nur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie bestimmte Selbständigerwerbende in gewissen Einkommensverhältnissen und die Kleinbauern (Zulagen des Bundes) Anspruch auf Kinderzulagen. Die Beiträge werden von der Lohnsumme abgezogen, was wegen der einkommensabhängigen Beitragssätze eine gewisse Solidarität bewirkt. 





Nach Ansicht der Kommission kommen verschiedene Massnahmen in Frage, die aber aufeinander abgestimmt werden müssen. Die Kommission ist sich bewusst, dass es mit dieser These zu einem Giesskannenprinzip kommt, insbesondere bei Personen mit hohem Einkommen und Vermögen, doch ist es ihrer Meinung nach Sache der Gesetzgebung, die Verteilungsmodalitäten zu verfeinern. Die Kommission sieht es als Aufgabe des Staats, die Geburten zu fördern. Um dem Giesskannenprinzip entgegenzuwirken, braucht es verschiedene Massnahmen, und zwischen den Personen muss eine gewisse Solidarität herrschen. Ausserdem müssen die Massnahmen koordiniert werden. Ein familienfreundliches Besteuerungssystem ist ebenfalls denkbar, beispielsweise in der Form einer Negativsteuer�. 





Die Kommission verabschiedet schliesslich folgende Thesen, nachdem sie sich darauf geeinigt hat, dass die Zulage als Unterstützung für jedes Kind ausgerichtet und nicht von der beruflichen Situation der Eltern abhängen soll. Jedes Kind gibt Anspruch auf eine Zulage. Die Gesetzgebung legt die Ausführungsbestimmungen fest. Zudem sieht die Gesetzgebung weitere, insbesondere steuerliche Massnahmen vor. Alle diese Massnahmen werden koordiniert und beruhen auf der Solidarität. Die Solidarität basiert ihrerseits auf einem sogenannten Generationenvertrag, d.h. auf der Solidarität zwischen Jung und Alt sowie zwischen Personen mit Kindern und Kinderlosen. Das Einkommen des Einzelnen spielt ebenfalls eine gewisse Rolle, sowohl bei einem System, das auf der Besteuerung beruht, als auch bei einem System mit Abzügen nach dem Modell der Sozialversicherung. Die Gesetzgebung wird alle diese Aspekte näher regeln.





Die Verfassung anerkennt die grundlegende Rolle der Familie. Der Staat muss seine Tätigkeit in erster Linie auf die Kinder ausrichten und Leistungen zugunsten der Kinder vorsehen. Die Gesetzgebung präzisiert Art und Umfang der Leistungen.


Die Verfassung anerkennt die Wichtigkeit der Familienformen, und die verschiedenen staatlichen Unterstützungsmassnahmen zugunsten der Familien müssen koordiniert werden. Die Zulagen müssen mit anderen Massnahmen koordiniert werden (z.B. steuerliche Massnahmen) und beruhen auf einer gewissen Solidarität (Generationenvertrag).





Im Bereich der Massnahmen zugunsten der Einzelpersonen befasste sich die Kommission des Weiteren mit der schulischen und paraschulischen Betreuung. Dabei handelt es sich sowohl um Massnahmen zugunsten der Kinder im Vorschulalter als auch um Massnahmen zugunsten der Schulkinder.





In Bezug auf die Betreuungseinrichtungen für Kinder im Vorschulalter hebt die Kommission hervor, dass es sich dabei um eine staatliche Aufgabe handelt, die aber in Zusammenarbeit mit privaten Partnern zu erfüllen ist. Die Betreuungseinrichtungen müssen vielseitig sein und sich nicht auf Krippen oder Tagesmütter beschränken. Dazu kommen paraschulische Betreuungseinrichtungen, d.h. Strukturen zur Betreuung von Schulkindern ausserhalb der Unterrichtszeiten (z.B. Betreuung bei den Aufgaben, bei den Mahlzeiten). Auch diese Einrichtungen müssen in Zusammenarbeit mit Gemeinden und Privaten gewährleistet werden. Die Strukturen müssen schliesslich für alle finanziell tragbar sein, was jedoch nicht bedeutet, dass sie unentgeltlich sein müssen. Von den Eltern wird ein Beitrag verlangt, z.B. nach einem einkommensabhängigen Tarif.





Die Kommission verabschiedet zu diesem Zweck folgende These:


 


Der Staat organisiert in Zusammenarbeit mit Gemeinden und Privaten die Betreuung von Kindern im Vorschulalter und sorgt für die paraschulische Betreuung. Die Betreuungseinrichtungen müssen unter den in der Gesetzgebung festgelegten Bedingungen (z.B. einkommensabhängiger Tarif) für alle finanziell tragbar sein.





Schliesslich befürwortet die Kommission den Grundsatz, wonach der Staat für Massnahmen zum Schutz von Kindern, Jugendlichen und abhängigen Personen zuständig ist. Es kann sich dabei um gezielte Präventivmassnahmen handeln, wie z.B. im Fall der Drogenabhängigkeit und der Verletzung der sexuellen Integrität. Es kann sich auch um polizeiliche Massnahmen handeln, insbesondere zum Schutz der Sittlichkeit bei Jugendlichen in der Öffentlichkeit oder in Geschäften (Verbot, Alkohol an Minderjährige zu verkaufen, Gesundheitspolizei usw.). Unter abhängigen Personen sind beispielsweise geistig Behinderte oder Minderjährige, die von einem Arbeitgeber oder einem Lehrer abhängig sind, und andere Formen der Abhängigkeit zu verstehen.





Die Kommission verabschiedet dazu folgende These:





Der Staat organisiert den Schutz der Kinder, der Jugendlichen und der abhängigen Personen.





An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass die Kommission ihre Arbeit in Bezug auf die staatlichen Massnahmen im Bereich Armutsbekämpfung und öffentliches Gesundheitswesen noch nicht abgeschlossen hat. Auch das Thema Ausländerinnen und Ausländer wurde noch nicht behandelt (siehe Kapitel III). Dieses Kapitel ist also noch nicht vollständig. Die Diskussion wird nach der Sommerpause weitergeführt. Der Zwischenbericht enthält also dazu keine Thesen.








3.7	Beziehungen zwischen Kanton und Gemeinden





Die Kommission befasste sich mit der Frage der Beziehungen zwischen Kanton und Gemeinden und unterstrich die Bedeutung von qualitativ hochstehenden Leistungen, vor allem im Interesse der Bürgerinnen und Bürger. Insbesondere ist die Kommission der Ansicht, dass beim Zusammenwirken Kanton / Gemeinden der Begriff der Erreichbarkeit berücksichtigt werden muss, was bedeutet, dass die Distanz zwischen der Bevölkerung und den staatlichen Organen auf ein Minimum reduziert werden muss. Es gilt daher, bürgernahe Dienste zu fördern. 





Die Kommission fragte sich, ob die Verfassung die Aufgabenverteilung zwischen Kanton und Gemeinden festschreiben soll. Nach Ansicht der Kommissionsmehrheit ist es jedoch schwierig, in der Verfassung festzuhalten, welche Aufgaben der Kanton und welche die Gemeinden wahrnehmen. Dies ist besser themenweise in der Gesetzgebung zu regeln. Deshalb verzichtet die Kommission darauf, die Aufgabenverteilung zwischen Staat und Gemeinden global zu regeln. Allerdings können je nach Bedarf manche Aufgaben den Gemeinden übertragen werden, insbesondere wenn es um bürgernahe Beziehungen geht.





Die Kommission einigte sich auf folgende These:





Die Aufteilung der öffentlichen Aufgaben zwischen Staat und Gemeinden hat den Interessen des Einzelnen und der betroffenen Gemeinschaften sowie dem Bedürfnis nach einem bürgernahen, qualitativ hochstehenden und ökonomisch effizienten Dienst besonders Rechnung zu tragen.


Die Kommission präzisiert, dass im Begriff Interessen der Gemeinschaften auch die Interessen der betroffenen Gruppen enthalten sind.





Dieser Punkt erfordert einige Erläuterungen. Die Kommission beschloss, dass die "Interessen des Einzelnen" auch diejenigen der Gemeinschaften umfassen. Mit dem Terminus "Gemeinschaft" wählte die Kommission bewusst einen sehr weiten Begriff, der Lebensgemeinschaften, Familien, Ausländerinnen und Ausländer, verschiedene weitere Gruppen usw. abdeckt. "Betroffene Gemeinschaften" bedeutet auch, dass die betroffenen Gruppen berücksichtigt werden müssen (z.B. Homosexuelle, Behinderte usw.).





Die Kommission legt überdies grosses Gewicht auf die wirtschaftliche Effizienz. Dies bedeutet, dass die Aufgabenverteilung zwischen Kanton und Gemeinden wirtschaftlich tragbar sein muss und keine übermässig hohen Kosten verursachen darf. Den wirtschaftlichen und finanziellen Aspekten ist also ebenfalls Rechnung zu tragen.





Die Aufgabenteilung zwischen Staat und Gemeinden bedingt auch, dass die Gemeinden miteinander zusammenarbeiten müssen. Die Zusammenarbeit kann unterschiedlich gestaltet werden: Gemeindeverbände, Schaffung von gemeinsamen Diensten durch mehrere Gemeinden, Vereinbarungen zwischen zwei oder mehr Gemeinden, Agglomeration, Bezirke, Regionen. Die interkantonale Zusammenarbeit usw. ist jedoch ebenfalls zu berücksichtigen.





Die Kommission stellte sich die Frage, ob diese These überhaupt in dieses Kapitel gehört oder nicht besser im Zusammenhang mit der territorialen Gliederung und der Souveränität behandelt werden sollte. Sie entschied sich schliesslich für folgende These und überlässt es dem Plenum zu entscheiden, in welches Kapitel sie gehört.





Der Staat fördert die interkommunale Zusammenarbeit in ihren verschiedenen Formen und die interkantonale Zusammenarbeit.


Die Kommission hält fest, dass die verschiedenen Formen der interkommunalen Zusammenarbeit neben der Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden auch die Zusammenarbeit mit der Agglomeration, den Regionen und den Bezirken umfassen.





Die Diskussionen zeigten jedoch, dass bei den Beziehungen zwischen dem Kanton und den Gemeinden ein Ungleichgewicht besteht, insbesondere im Bereich der gebundenen Ausgaben, bei denen die Gemeinden nichts zu sagen haben. Die Kommission weist darauf hin, dass es natürlich schwierig ist, sich in Aufgaben einzumischen, für die der Kanton zuständig ist und an denen sich die Gemeinden finanziell beteiligen müssen, denn meistens können die Gemeinden diese Aufgaben gar nicht allein bewältigen. Dennoch muss der Staat transparent handeln und die Gemeinden über die von ihnen mitfinanzierten Ausgaben auf dem Laufenden halten. Überdies muss der Kanton im Kontakt mit den Gemeinden als Partner und nicht als übergeordnete Behörde auftreten. Er muss auch auf die Situation der Gemeinden und ihre Autonomie Rücksicht nehmen. Dies bedeutet, dass der Kanton den Stellungnahmen der Gemeinden Rechnung tragen muss und sich nur in begründeten Fällen darüber hinweg setzen darf.





Die Kommission beschloss daher, in der Einleitung zu den Staatsaufgaben nicht die Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden zu erwähnen, sondern festzuhalten, wie die Beziehungen zwischen dem Staat und den Gemeinden zu gestalten sind. Die These lautet wie folgt:





Die Beziehungen zwischen dem Staat und den Gemeinden sind geprägt vom Grundsatz der Transparenz und der gegenseitigen Rücksichtnahme.





Die Kommission entschied auch, dass der Staat nach den Grundsätzen der Transparenz und der Billigkeit handeln muss. Dies bedeutet, dass der Staat immer eine offene Haltung haben und in der Lage sein muss, seine Handlungen zu begründen. Alle haben ein Anrecht, über die Aufgaben des Staats informiert zu werden, und der Staat darf seine hoheitlichen Befugnisse nicht als Vorwand benutzen, um Informationen zu verweigern. Er muss den Interessen aller Rechnung tragen und darf bei der Erfüllung seiner Aufgaben nie willkürlich handeln. Er darf keine Handlungen vornehmen, bei denen die privaten Interessen gegenüber dem öffentlichen Interesse unverhältnismässig stark verletzt werden. Die Kommission möchte die beiden Grundsätze in der Einleitung zu den Staatsaufgaben aufführen und verabschiedet daher folgende These:





Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben handeln Staat und Gemeinden nach dem Billigkeitsgrundsatz. Sie informieren gemäss dem Grundsatz der Transparenz über ihre Tätigkeit.





Die Kommission hat die Diskussion zu diesem Thema noch nicht abgeschlossen. Ein Sachverständiger wird noch ein Referat über die finanziellen Aspekte der Aufgabenaufteilung zwischen Kanton und Gemeinden halten.











III.	Noch zu behandelnde Punkte





Wie bereits erwähnt, gibt es noch einige Themen, über die die Kommission beraten muss. Auf manche Themen ist sie schon zu sprechen gekommen, andere müssen noch geprüft werden. Es sind auch noch einige Hearings geplant.





Folgende Themen sind noch hängig:





Im Kapitel der Einzelpersonen ist noch die Armutsbekämpfung zu behandeln. Dabei geht es nicht nur um Massnahmen der sozialen Sicherheit oder der Sozialhilfe, sondern auch um die Bekämpfung der Ausgrenzung. Mehrere Lösungen sind denkbar, und die Kommission wird insbesondere die verschiedenen Formen der Unterstützung (z.B. Wohnbauförderung) und die Frage eines Mindesteinkommens prüfen. Die Bekämpfung des funktionalen Analphabetismus gehört ebenfalls in dieses Kapitel.





Des Weiteren muss die Kommission die Mutterschaft unter dem Gesichtspunkt der Staatsaufgaben behandeln. Die Kommission 2 hat sich bereits unter dem Gesichtspunkt der Rechte des Einzelnen und der Sozialrechte mit dieser Frage befasst.





Die Kommission wird auch die Diskussion über die humanitäre Hilfe als Staatsaufgabe, insbesondere in Ergänzung zu den Anstrengungen auf Bundesebene, weiterführen. Den bisherigen Diskussionen zufolge wird die Kommission wahrscheinlich keine zwingenden Massnahmen in das Kapitel der Staatsaufgaben aufnehmen, da dieser Bereich ihrer Meinung nach eher in die Zuständigkeit des Bundes fällt.





Die Gesundheit ist ein weiteres wichtiges Thema. Die Kommission muss alle Aspekte analysieren: Gesundheitspolitik, Prävention, Suchtmittelabhängigkeit, Pflege der physischen und psychischen Gesundheit usw. Sie muss im Rahmen der Staatsaufgaben Fragen der Pflegepolitik behandeln: Spitalpflege, ambulante Behandlung und spitalexterne Pflege. Sie muss sich mit der Betreuung Abhängiger und Behinderter auseinandersetzen (Einrichtungen für Betagte, Pflegeheime, Pflege zu Hause, Einrichtungen für Behinderte, Einrichtungen für psychisch Kranke usw.). Sie wird auch das Transportsystem für kranke oder verunfallte Personen prüfen (Ambulanz, Transporte wie Passepartout usw.).





Ein weiteres Thema sind die Ausländerinnen und Ausländer. Es ist im Sinn der Zusammenarbeit zu verstehen (vgl. KV NE). Dabei wird sich die Kommission mit verschiedenen Fragen befassen, z.B. Integration der Ausländerinnen und Ausländer, Betreuung und Integration der Einwanderinnen und Einwanderer und weitere Fragen in Zusammenhang mit dem Leben ausländischer Personen in der freiburgischen Gesellschaft.





Im Bereich der Beziehungen Staat/Gemeinden muss die Kommission die Diskussion insbesondere nach dem Referat von Herrn Prof. Dafflon weiterführen. Die Finanzen, die Ressourcenverteilung und der Finanzausgleich zwischen dem Staat und den Gemeinden müssen hier zur Sprache kommen.





Die Kommission muss sich auch mit der Wirtschaftsförderung und ihren Auswirkungen auseinandersetzen, insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Steuern.





Schliesslich fallen auch die Finanzen und die Steuern in den Zuständigkeitsbereich der Kommission.





Zum Thema Bildung und Erziehung, das zusammen mit der Kommission 2 analysiert wird, wird ein Hearing mit Vertretern der Lehrkräfte und anderer Vereinigungen durchgeführt, die in diesem Bereich aktiv sind.





Ausserdem muss die Kommission die Aufgaben des Staats im Bereich der Kultur untersuchen. Dabei handelt es sich um die Kultur im weiteren Sinne, die auch die Kulturgüter umfasst. In diesem Rahmen wird auch der Begriff des Vermögens in öffentlichem Besitz geprüft.





Zum Schluss gibt es noch einige besondere Themen, welche die Kommission in einer der verbleibenden Sitzungen behandeln wird. Dazu gehören die Berggebiete und der Antrag der zu diesem Zweck gegründeten Vereinigung, der mehrere Mitglieder des Verfassungsrats angehören. Ein anderes Thema betrifft den "Zukunftsrat", der als Zwischeninstanz zwischen Legislative und Exekutive oder als Konsultativkommission des Staats für seine künftigen Aufgaben eingesetzt werden könnte.











IV.	Schlussfolgerung





Die Kommission hofft, dass sich der Verfassungsrat den bisher verabschiedeten Thesen an�schliessen kann. Sie weist darauf hin, dass nur geringe Meinungsverschiedenheiten aufgetreten sind. Im jetzigen Zeitpunkt wird lediglich ein Bericht einer Kommissionsminderheit zum "Service public" erwartet. Die Kommission hofft, dass die Tatsache, dass die Thesen dieses Berichts mit grosser Mehrheit oder sogar einstimmig angenommen wurden, auch die Verabschiedung im Plenum erleichtert und dass sich die im Verfassungsrat vertretenen Parteien und Gruppierungen ihnen anschliessen können.





Die Kommission ist sich indessen bewusst, dass manche der hier aufgeführten Thesen im Widerspruch mit den Thesen anderer Kommissionen stehen können und dass vor allem bei der näheren Bestimmung der Staatsaufgaben Schwierigkeiten auftreten werden. Sie hofft aber, dass es bei der Beratung im Plenum nicht zu allzu vielen Doppelspurigkeiten kommt, die die Arbeit des Verfassungsrats verzögern. 





Falls die Zwischenberichte zeigen, dass mehrere Kommissionen dasselbe Thema unter ähnlichen Gesichtspunkten behandelt haben, sollte nach Meinung der Kommission 3 die Redaktionskommission die Situation vorgängig klären. Da es sich dabei um eine sehr wichtige Kommission handelt, sollte sie sich nach Ansicht der Kommission 3 aus allen Kommissionspräsidentinnen und -präsidenten sowie 1 bis 2 Mitgliedern pro Kommission zusammensetzen.

















Die Präsidentin:





Villars-sur-Glâne, 22. August 2001                                                            Erika Schnyder


� NOTA BENE: Die folgenden Zahlen beziehen sich auf die Aufgaben, welche die Kommission in erster Lesung verabschiedete. Es handelt sich also nicht um den definitiven Aufgabenkatalog. Ausserdem sind die behandelten Themen nicht in der Reihenfolge ihrer Wichtigkeit oder systematisch aufgeführt, sondern in der Reihenfolge, wie sie behandelt wurden. Die Frage, wie sie in die Verfassung integriert werden sollen, obliegt der Redaktionskommission oder gegebenenfalls der Kommission 3.





� Die Negativsteuer kommt in zwei Varianten vor: Es gibt einerseits das degressive Steuersystem, bei dem den Familien ab einer bestimmten Kinderzahl beträchtliche Steuerabzüge gewährt werden, und andererseits das System, bei dem Familien mit einem kleinen Einkommen und relativ vielen Kindern (z.B. ab drei Kindern) nicht nur keine Steuern zahlen, sondern vom Fiskus zudem eine Art Förderungszulage erhalten.











- �PAGE �20� -











ES/Rapp.interm.08/01-version 22.08.01











